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Abstimmungsvorlage 

Volksinitiative «Für eine sichere Ernährung – durch Stärkung einer 

nachhaltigen inländischen Produktion, mehr pflanzliche 

Lebensmittel und sauberes Trinkwasser (Ernährungsinitiative)» 

 

Ausgangslage 

Am 27. September 2026 stimmt die Schweiz über die Volksinitiative «Für eine sichere Ernährung – durch 

Stärkung einer nachhaltigen inländischen Produktion, mehr pflanzliche Lebensmittel und sauberes 

Trinkwasser (Ernährungsinitiative)» ab. Diese fordert eine Stärkung der Selbstversorgung, die Sicherung der 

Grundwasserressourcen sowie die Förderung einer nachhaltigen Land- und Ernährungswirtschaft. Letztere 

soll vermehrt auf die Produktion und den Konsum von pflanzlichen statt tierischen Lebensmitteln 

ausgerichtet werden. Die Ernährungssicherheit soll durch eine Steigerung des Netto-Selbstversorgungsgrads 

von heute 46 Prozent auf mindestens 70 Prozent erhöht werden. Die Ziele der Initiative sollen bis 10 Jahre 

nach Annahme erreicht werden. 

Die Initiantin Franziska Herren und der mit ihr verbundene Verein «Sauberes Wasser für alle» hatten 2018 

bereits die Trinkwasserinitiative eingereicht, die ein ähnliches Anliegen verfolgte. Das Stimmvolk hatte die 

Initiative 2021 mit über 60% Nein-Stimmen abgelehnt.  

Wichtige Merkmale der Initiative 

• Verbindlicher Selbstversorgungsgrad von 70%: Der Bund soll einen gesetzlich festgelegten Netto-

Selbstversorgungsgrad von mindestes 70% anstreben (heute bei 46%). Die Bevölkerung soll 

gesichert ernährt werden können, auch wenn die Versorgung durch Importe ausfällt (z. B. durch 

Krieg oder Klimaextreme). 

• Förderung pflanzlicher Lebensmittel statt Futteranbau: Die Land- und Ernährungswirtschaft soll auf 

pflanzliche Lebensmittel und einen reduzierten Food Waste neuausgerichtet werden. 

• Umverteilung der Agrarsubventionen: Heute fliessen 75% der 3,6 Milliarden Franken 

Agrarsubventionen in die Tierproduktion. Die Initiative fordert, diese Mittel vermehrt für die 

pflanzliche Produktion und den Aufbau einer nachhaltigen Ernährungswirtschaft einzusetzen. 

• Sicherstellung von sauberem Trinkwasser: Die Initiative verlangt eine nationale Planung der 

Wasserversorgung und eine strikte Einhaltung der Dünger-Höchstwerte. Trinkwasserfassungen 

sollen vor Pestiziden, Nitrat und Klimafolgen geschützt werden. 

• Erhalt von Bodenfruchtbarkeit und Biodiversität: Als Grundlagen der landwirtschaftlichen 

Produktion sollen Bodenfruchtbarkeit und Biodiversität aktiv gefördert werden, u.a. durch 

nachhaltige Anbausysteme und regenerative Landwirtschaft, die Pestizide und Kunstdünger 

ersetzen. 

 



Empfehlungen 

Der Bundesrat empfiehlt ein Nein zur Initiative. Der Nationalrat (194 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen) und 

der Ständerat (44 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen) haben die Initiative jeweils einstimmig zur Ablehnung 

empfohlen, ohne Gegenvorschlag. 

Argumente 

Pro  

(initiative-fuer-eine-sichere-ernaehrung.ch) 

Kontra  

(ernaehrungsinitiative-nein.ch / Bundesrat) 

• Weniger Abhängigkeit vom Ausland: Die 

Lebensmittelversorgung der Schweiz ist 

heute zu mehr als 50% vom Ausland 

abhängig. Fallen Importe weg (etwa durch 

Krieg oder Klimafolgen), ist die Versorgung 

der Bevölkerung mit Lebensmitteln nicht 

gewährleistet. 

• Sauberes Trinkwasser sichern: Die 

Versorgung durch sauberes Trinkwasser ist 

bedroht durch Nutzungskonflikte, 

klimatische Veränderungen, Pestizide und 

Nitrat und eine fehlende nationale Planung 

für die Wasserversorgung. Dies soll 

geändert werden.  

• Bodenfruchtbarkeit und Biodiversität 

sichern: Der hohe Einsatz von Pestiziden 

und Dünger zerstört die Bodenfruchtbarkeit 

und Biodiversität und damit die Grundlagen 

der landwirtschaftlichen Produktion und 

führt zu Ernteverlusten. Das soll verhindert 

werden. 

• Pflanzliche Lebensmittelproduktion fördern: 

75% der 3,6 Milliarden Agrarsubventionen 

fliessen heute in die Tierproduktion. Die 

pflanzliche Lebensmittelproduktion soll 

besser gefördert werden, als dies heute der 

Fall ist. Damit soll auch eine nachhaltige 

gesunde Ernährung gefördert werden. 

• Staatlicher Eingriff in die Konsumfreiheit: 

Ein Selbstversorgungsgrad von 70% ist nur 

erreichbar, wenn der Staat den Konsum 

tierischer Produkte massiv einschränkt. Dies 

wäre ein verordnete Ernährungswandel hin 

zu veganer Kost und greift in die 

persönliche Freiheit der Bevölkerung ein. 

• Tiefere Erträge und höhere Lebensmittel-

preise: Die vorgesehenen Auflagen würden 

die Erträge im Pflanzenbau senken. 

Geringere Verfügbarkeit und höhere 

Produktionskosten treiben die Lebens-

mittelpreise in die Höhe, besonders zum 

Nachteil einkommensschwacher Haushalte. 

• Berglandwirtschaft, Biodiversität und 

Arbeitsplätze gefährdet: Die Schweiz ist ein 

Grasland, in vielen Regionen und Gebieten 

ist Grünlandnutzung mit Nutztieren die 

einzig sinnvolle Bewirtschaftungsform. 

Ohne Tiere würde diese Kulturlandschaft 

zuwachsen, Biodiversität ginge verloren und 

tausend Arbeitsplätze in der Land- und 

Ernährungswirtschaft würden wegfallen. 

• Unnötig und bereits abgelehnt: Die 

Agrarpolitik hat die ökologische 

Nachhaltigkeit bereits als Ziel verankert, 

Programme und Aktionspläne sind in 

Umsetzung. Bundesrat und Parlament 

lehnen die Initiative klar ab. Eine inhaltlich 

ähnliche Vorlage derselben Initiantin 

(Trinkwasserinitiative) hat das Stimmvolk 

2021 bereits mit über 60% Nein verworfen. 

 

https://www.initiative-fuer-eine-sichere-ernaehrung.ch/
https://www.ernaehrungsinitiative-nein.ch/
https://www.admin.ch/de/newnsb/x357nH3vshnhn-c5QuMjn

